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Verkauf eines Besserungsscheins: eintritt  
des Besserungsfalls nicht schenkungsteuerbar
von�WP�stB�Dipl.-kfm.�gerrit�grewe,�Berlin

1.� tritt� nach� dem� Verkauf� einer� forderung� mit� Besserungsschein� zum�
Verkehrswert�der�Besserungsfall�ein,�verwandelt�sich�der�Verkauf�nicht�
in�eine�freigebige�Zuwendung.�

2.�Im�Verhältnis�einer�kapitalgesellschaft�zu�ihren�gesellschaftern�oder�
zu�den�gesellschaftern�einer�an�ihr�beteiligten�kapitalgesellschaft�gibt�
es�neben�betrieblich�veranlassten�rechtsbeziehungen�lediglich�offene�
und� verdeckte� gewinnausschüttungen� sowie� kapitalrückzahlungen,�
aber�keine�freigebigen�Zuwendungen.

(Bfh�30.1.13,�II�r�6/12,�Abruf-nr.�131054)

Sachverhalt
Der�kläger�k�war�Mitgesellschafter�der�gmbh�1,�die�Alleinaktionärin�einer�Ag�
war,�und�ferner�Mitgesellschafter�der�gmbh�2.�Die�gmbh�2�erlitt�in�den�Jahren�
2000�bis�2003�erhebliche�Verluste,�die�die�Ag�durch�die�gewährung�von��Darlehen�
finanzierte.�Im�Dezember�2003�erwarb�die�Ag�sämtliche�Anteile�an�der�gmbh 2,�
die�sie�im�Dezember�2004�an�die�gmbh�3�weiterverkaufte,�deren�Alleingesell-
schafter� k� war.� In� diesem� Zuge� verzichtete� die� Ag� auf� die� rückzahlung� der�
Darlehen� gegen� Besserungsabrede.� Die� Ag� verkaufte� diesen� Besserungs-
schein�im�Dezember�2005�zum�Verkehrswert�von�1�Eur�an�k.�In�den�geschäfts-
jahren� 2007� und� 2008� trat� der� Besserungsfall� ein� und� die� gmbh� 2� leistete�
tilgungs�leistungen�an�k.�Das�fA�sah�in�den�tilgungsleistungen�eine�freigebige�
Zuwendung�der�Ag�an�k�und�setzte�gegen�k�schenkst�fest.�Das�fg�Düsseldorf�
(24.8.11,�4�k�1027/11�Erb,�ErbBstg�12,�179)�wies�die�klage�ab.

entscheidungsgründe
Die�revision� ist�begründet.�Der�Annahme�einer� freigebigen�Zuwendung� (§�7�
Abs.�1�nr.�1�Erbstg)�der�Ag�an�k�steht�entgegen,�dass�es�im�Verhältnis�einer�
kapitalgesellschaft�zu�ihren�gesellschaftern�oder�zu�den�gesellschaftern��einer�
an�ihr�beteiligten�kapitalgesellschaft�neben�betrieblich�veranlassten�rechts-
beziehungen� allein� offene� gewinnausschüttungen� (ogA),� verdeckte� gewinn-
ausschüttungen� (vgA)� und� kapitalrückzahlungen,� aber� keine� frei�gebigen�
�Zuwendungen�nach�§�7�Abs.�1�nr.�1�Erbstg�gibt.�sowohl�ogA�als�auch�vgA�sind�
nicht�freigebig,�sondern�fußen�auf�dem�gesellschaftsverhältnis,�und��haben�nur�
ertragsteuerrechtliche�folgen.

Eine� vgA� liegt� auch� vor,� wenn� die� kapitalgesellschaft� den� Vermögensvorteil�
unmittelbar�einer�dem�gesellschafter�nahestehenden�Person�zuwendet.�Die�
Zuwendung�eines�Vorteils�an�eine�nahestehende�Person�ist�unabhängig�davon�
als�vgA�zu�beurteilen,�ob�auch�der�gesellschafter�selbst�ein�vermögenswertes�
Interesse�an�dieser�Zuwendung�hat�(z.B.�Bfh�7.11.07,�II�r�28/06,�ErbBstg�08,�75).�
leistungen,�die�eine�kapitalgesellschaft�unmittelbar�an�einen�gesell�schafter�
ihres� eigenen� gesellschafters� (mittelbarer� gesellschafter)� erbringt,� können�
daher�vgA�sein.�Die�vgA�an�einen�mittelbaren��gesellschafter�kann�aber�ebenso�

ihr pluS im netz
erbbstg.iww.de 

abruf-nr. 131054

Besserungsfall 
eingetreten: 
Gesellschafter k 
profitiert von tilgung

Gmbh: Gegenüber 
Gesellschaftern  
gibt es nur Gewinn-
ausschüttungen

nahestehende 
person



1225-6-2013� ErBfolgEBEstEuErung

Steuerrecht aktuell

nur�ertragsteuerlich�und�nicht�zusätzlich�als�freigebige�Zuwendung�i.s.�des�§�7�
Abs.�1�nr.�1�Erbstg�gewürdigt�werden.�

Auch� eine� gemischte� schenkung� liegt� nicht� vor.� Der� spätere� Eintritt� des�
Besserungs�falls� führt� nicht� dazu,� dass� sich� der� zum� Verkehrswert� erfolgte�
�Verkauf�der�forderung�rückwirkend�in�eine�freigebige�Zuwendung��umwandelt.�
Es�handelt�sich�vielmehr�um�eine�spätere�Entwicklung,�die�bei�der�Prüfung,�ob�
am�Bewertungsstichtag�eine�gemischte�schenkung�vorliegt,�keine�rolle�spielt.

Praxishinweis
Aus�dem�BfH-urteil�vom�21.4.09�(II�r�57/07,�BstBl�II�09,�606)�ergibt�sich�nichts�
anderes:�Danach�ist�zwar�die�schenkung�einer�mit�Besserungsabrede�ausge-
statteten�forderung�ausgeführt,�sobald�der�Besserungsfall�eingetreten�ist.�In�
dem�entschiedenen�fall�war�die�nämliche�forderung�aber�nicht�zum�Verkehrs-
wert�verkauft,�sondern�von�vornherein�freigebig�zugewandt�worden.�Dies�war�
die� Voraussetzung� für� die� Prüfung,� wann� die� dem� grunde� nach� vorliegende�
freigebige�Zuwendung�ausgeführt�worden�war.

nach� Ansicht� der� finanzverwaltung� (Erlasse� der� obersten� finanz�behörden�
14.3.12,�BstBl�I�12,�331,�Abschn.�2.6.2)�führt�die�Zahlung�überhöhter�Vergütungen�
durch� die� Kapitalgesellschaft� an� einen� gesellschafter� in� Höhe� des� über� die�
gesell�schaftsrechtliche�Beteiligungsquote�hinaus�Verteilten�zu�einer�gemischt�
freigebigen� Zuwendung� der� Kapitalgesellschaft� an� den� gesellschafter.� Der�
BfH� lehnt� auch� dies� ab.� Es� spiele� keine� rolle,� ob� alle� gesellschafter� der�
Kapital�gesellschaft� vgA� in� gleicher� Höhe� erhalten.� Vielmehr� unterliege� die�
Zahlung�des�unangemessenen�teils�der�Vergütung�als�vgA�der�Est,�was�das�
Vorliegen�einer�freigebigen�Zuwendung�ausschließe.
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Verfahrensrechtlicher Nachweis  
des niedrigeren gemeinen Werts
von�wP�stB�Dipl.-Kfm.�gerrit�grewe,�Berlin

Der�nachweis�eines�niedrigeren�gemeinen�werts�nach�§�198�Bewg�kann�
bei� der� Bewertung� wirtschaftlicher� Einheiten� des� grundvermögens� nur�
bis� zur�Bestandskraft�des�Bescheids�geführt�werden.�sodann�kann�der�
niedrigere�gemeine�wert�nur�im�rahmen�der�Änderungsvorschriften�der�
Ao�geltend�gemacht�werden�(fg�Baden-württemberg�25.6.12,�8�K�3603/11,�
Abruf-nr.�131364).

Sachverhalt
Der�Kläger�K�erbte�ein�Mietwohngrundstück.�nach�Bestandskraft�des Bescheids��
über�die�gesonderte�feststellung�des�grundbesitzwerts�begehrte�K�die�Herab-
setzung�des�grundbesitzwerts,�da�er�zwischenzeitlich�das�grundstück veräußert��
und� einen� Kaufpreis� unterhalb� des� vom� fA� festgesetzten� grundbesitzwerts�
�realisiert�habe.�Das�fA�lehnte�das�Änderungsbegehren�ab,�da�der�Kaufvertrag�
erst�nach�Bestandskraft�der�festsetzung�abgeschlossen�wurde.
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